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1.32_Oederquart_WP Oederquart-
Schinkel 

Mittwoch, 22.10.15 

Naturschutzfachliche Stellungnahme zum B-Plan Nr. ???, „Oederquart Wetterdeich“ sowie 
zur 4. Änderung des F-Planes der Samtgemeinde Nordkehdingen 
 
Hier: Frühzeitige Beteiligung nach § 4(1) BauGB 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
aus Naturschutzsicht werden folgende Anregungen und Bedenken im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung geäußert: 
 
1. Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung sollte eine überschlägige Vorabschätzung der zu 

erwartenden erheblichen Beeinträchtigungen der einzelnen Schutzgüter sowie der speziellen 
Artenschutzbelange vorgenommen werden. Die Ermittlung des erforderlichen 
Kompensationsumfanges kann somit auch nur überschlägig erfolgen.  
 

2. Das Ergebnis des Zielabweichungsverfahrens (hier: Naturschutz) ist entscheidend für die 
weitere Vorgehensweise. Hier besteht noch Klärungsbedarf. 
  

3. Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist hingegen auf der B-Plan-Ebene im weiteren 
Verfahren fachgerecht und abschließend abzuarbeiten. Es wird darauf hingewiesen, dass es 
sich auch bei den geschotterten Wegen um eine Versiegelung (Teilversiegelung) handelt. 
Notwendige Vermeidungs-, Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen sind 
ausführungsreif darzustellen. Die Eignung der Kompensationsflächen ist nachzuweisen. 
 

4. Eine nachvollziehbare Bilanzierung des Eingriffs und der vorgesehenen Kompensations-
maßnahmen ist als Bestandteil des landschaftspflegerischen Fachbeitrages auf der Ebene des 
B-Planes beizufügen. 
 

5. Die außerhalb des B-Plan-Geltungsbereiches gelegenen Kompensationsflächen sind dauerhaft 
über die Eintragung einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit zu sichern. 
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6. Für die Abarbeitung der naturschutzfachlichen Belange ist die NLT-Arbeitshilfe „Naturschutz 
und Windenergie“ (Stand: Oktober 2014) zu verwenden. 
 

7. Im Hinblick auf das Landschaftsbild sollte zumindest langfristig eine einheitliche Gesamthöhe 
der Windenergieanlagen angestrebt werden, um der derzeitigen heterogenen Höhenstaffelung 
aus 23 alten Windenergieanlagen und 2 neuen Windenergieanlagen entgegenzuwirken. 
 

8. Die speziellen artenschutzrechtlichen Belange sind spätestens auf der Genehmigungsebene 
ausführungsreif und abschließend in einem gesonderten Fachbeitrag zu regeln. Dieses setzt 
aber voraus, dass keine unüberwindbaren artenschutzrechtlichen Hindernisse der Planung auf 
der Bauleitplanebene entgegenstehen. Dieses ist nachvollziehbar anhand der faunistischen 
Erfassungen und Bewertungen sowohl auf der F-Plan- als auch auf B-Plan-Ebene darzulegen. 
Notwendige artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen sind dabei zu berücksichtigen.  
 

9. Soweit ergänzend zur aktuellen Erfassungen ältere Daten verwendet werden sollen, sollten 
dazu auch die damaligen Erfassungsmodalitäten und Anlagenhöhen ergänzt werden. 
 

10. Im Zusammenhang mit der Demontage der Altanlagen sollte auch der Rückbau der 
Altfundamente dargelegt werden. 
 

11. Der in den Verfahrensunterlagen zur 4. Änderung des F-Planes dargelegte 
Untersuchungsumfang sowie die laufenden/ geplanten Untersuchungen werden im Detail erst 
mit Vorlage der vollständigen Gutachten geprüft. Die für den Weißstorch vorgesehene 
Raumnutzungsanalyse ist entsprechend den Standards des NTP-Papieres durchzuführen. 
 

12. Im weiteren Verfahren sollte die Abführung des Stroms konkretisiert werden: Welches 
Umspannwerk wird in Anspruch genommen? Sind zusätzliche Kabelverlegungen notwendig?  
 
 

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. Um eine Durchschrift des Abwägungsergebnisses 
wird gebeten. 
 
 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
Im Auftrag 
 
 
 
Harms 
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Samtgetneinde Nord kehcli n gen

l-'lauptstraße 31

? 1. l?9 I rr:ibtr rg/l'tllc
Vorab per Fax: 04773 923134

Gemeincle Oederqltarl

Hauptstr.31
?"1.1 ?-g I: re i b u rglf I be

Gcmeinde CIederquart, vorhabenhcuegen*r üe bauungsplatt Nr. 4

,,Windpark Wettcrcleie h('1 $amtgetneincle Norrlkehelirlgell' 4. Anderurlg

des Flächennutzungsplans "Windpark lÄletterele ie h"1

Semeincle oederquart, Vorhabenbeäcg€nor Bebauungsptan Nr' 5

,,Windpark 0e derquart - Schinket"

Ste ttungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir clanken für clie Vertängerung der Frist zur Abgabe einer Stellungnahme'

trgänzencJ zu der lhnen bereits vorliegenrlen Stettungnahnre des NABU

Lancl Hadeln e,V., der wir uns voti umfängtich ansclrließen und cleren Ein-

wenclungen wir als TeiI unserer Ste ltungnahme betr;.rchten, nimmt der NA-

3U Niedersachsen e.V. wie folgt Stellung:

Der NABU hat erhebliclre Bedenken gegen die geptanle Erweiterung uncl

clas geplante Repowering an cliesem Stanclort'

Wir können nicht nachvollzlehe n, weshalb die Beiange des Naturschut;es

und der L.andschaftspftege im Bereich des Landkreises Stade für den Be-

reich Noldkehclingen in cJiesem Ausnraß von den Bewertttngen cles angre rt-

zenclen Gebietes cles Landkreises Cuxhaven abwejchen. Die Entscheidung

des Landkreises Cuxhavens, zur Erhaltung der )urchtässigke it und zum

Erhalt der naturräumlichen Gegebenheiten von cler Errichtung von Wind-

ertergieantagen abzusehe n uncl clen Eereich a1s Vorranggebiet fül Wind-

energienutzung zu streichen, sollte dazu führen, auch im angrenzertden

rerelh des Landkreises stade die Planung ernsthaft zu überdenken.

lm Gesamtplanungskontexi für die Region ist es aus naturschutzfachlicher

Sicht nicht Veftretbar, einen Sperrriegelvon Windparken von Wischhafen

bis Oederquart zu ptanen uncl zu errichten' Hier nruss im VorJeld eine rrega-

iive Entwicktung für den Artenschutr ausgeschlossen Werden' Wir sehen

aufgrund cler be*stehenclen paralellvertaufenclen Planungen das Prinzip der

Vorsorge nicht gegeben.

rsÄffi&$
j\f,recfers*?ütrtsi#a

NABU Niedersachsen

ttkc i.leie r

['aeh bereichslei tu rtg

Na t u rsr:hutz

1 ei. r49 {0}51r.91.105"24

l-rx +43 {0)511.9110s-.10

tlke,l'1e ie r@ I'lÄlJU - n iedersac hsert.dt'

llannover, 13.06.?0f6

;\ktenzeichen

tIABU !ande.vertJand l,lleder:achsen e,V.

Alleestr. 36

3016? Hannover - 6ermanY

Tel. i49 t0)511.91105-0

Fäx +49 (0)5 I 1.91105'i0

vrqrvr. NA BU-li ie{e rsa c hse n.de

ilsl-ldNr. D[] 15665979

l.lach Bunde:llai.utschulzg€setx anerkannter Ver

band.

Spendcn

Bank für Sczialtrirlsshaft

BLZ 251 205 l0
Konto 8 44,1 800

IBAN: DE4?251205100008444800

BIC: BFSVJDE33HAN

Bankverbindung

Bank für Sozialrvirtschaf t

BLZ 251 205 I0

Konto 8 445 600

lsAN: D€7825r205100008445600

8lC: EFSWOE33HAN

Vereinssitz llannover

Verpinsr€gister vn 4635, Amtsgerithl i{:nnov€r

Vorstandsvorsitz€nder Dr. Holger Buschmann
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Des We itere n fehtt noch imme r die Sichetulg des ge tnetdeten Vogelschtrtz-

gebietes Außenelbe V 1B cturch nationale Verorclnungen. l)as bestehende

NSG ,,Osternündu ng" entspriclrt nicht de rr Anforde lungen der EU-RL. Dies

heißt, class cjas gesamte 6ebiet V l.B bis z.ur Siclterurrg dttrclt einc giiltige

Sclrutzgebietsverordnuttg als f;rktisches Vr:geischutzge biet zu betrachten

ist. Aufgruncl cJer feh{e nclen Verordnttttg sowie cines entspreclte nden lvl;:-

nagementptailes zLlr Gebietsentwicklung, rlure lr clie das Schr.rtziel L,tmge-

setzt wircl, kann licht siche rgestetlt we rtlen, e'lass clas Irre ichen cles

Schutzziels nach trtichteln tier Wincie nergieanlage n nCIch erlelcltt we rden

l<ann. [ine Abschätzung, ob eirte ßefreiung crteilt wer|cn l<ann oder ob

weilere Älternativen einbezogen werden miisserl, l<ann zum jetzige n Ze it'
punl(t nicht in hinreichendem lvlasse erfolgen'

lliernrit ist clie Abwägurrg cier ßauptarlung itx Grunrlsatz fehlerbchaftet.

Ibenfatts unzureichend berücksichtigt ist die l:estehencle ßreifvogelpopu-

lation, clie bishe rige Entwicklung sowie die zukünftige Förde rung cles Greif-

vogetbeständes in diesem Bereich. Der Verlust cles Seeadlers bei tla[ie

clurch itlega[en Abschuss ist die nicht hinnehmbare [skalation von Störun-

gen einer gefährdeter, unter besonricrs strengeff Schutz stehenden Voget-

art in diesem Gebiet. Zu der l-listorie ven/ve isen wir auf die Ausführungen

von Fritz Bechinger,,Dol<umentation über die Wiederansiedlung des Seeacl-

lers ilsüaeetus albicilta an der Ostemünclung (Landkreis Cuxhaven) - von

illegale n Ve rfolgungen begteitet" (Vogelkundlichen Berichte Niedcrsachsert

42 (2011)),

Auch wenn sich cliese Dokume ntation auf den Bereich Cuxhaven bezieht, so

wircl ersichttich, class die Ansiedlung des Seeadlers nicht auf einen Punkt

eingegrenzt werclen kann, sondern Gebiete frei von Windenergieanlagen

gehatten werden müssen, um eine Ausbreltung zu ermögtichen und dem

Bestand genügencl Fläche für Jungenaufzucht und Nahrungssuche zu ge-

ben.

Zur Efassung cler Raumnutzung, insbesondere die 3erücksichtigung rler

beim Seeadle r durch itlegale Einwirkungen verursachte Populationsver-

schiebungen, Inuss e in langfristiges Monitorirrg erfolgen' Diese Erlassung

sollte ebenfalls Teil der Meldung der Gebielsenlwicklung des Vogelschutz-

gebietes V 18 an die EU sein, die im Zuge der Serichtspfticht erfnlgen muss.

Au ßerclem kan n das E rgebnis der Ra u tnn tttzu n gsa nalyse dazll hera ngezo-

gen werden, ein nachvoltziehbares und sinnvolles Management für das

Gebiet zu entwickeln, das den Anforderung€n derVSchRL entspricht.

Weitere Kriterien, die neben dem Vorkommen cles Seeadlers als Aus-

schtusskriterien für clie Zulassutlg von Windenergieantagen genannt wer-

clen 6üssen, sind u,a. die Vorkommen des Weißstorches Clconic ciconia,

der Rohrweihe Circus aeruginasussowie der Fetdlerche Alaudo <lrvensis als

Winclene rgieanlagen empfindtiche Arten in diesem Gehiet.



Seite 3/3

4'

'N'AöTJ
lVfe*eferssühs€n

Der NAßU Niedersachsen fordert hiermit eine aussagekräftige Raumnut-

zungsanalyse für das [te1t[ante Gebiet sowohl fiir den Seeaclter als auch iür

die Weissstörche.

Da es aufgrLltd der Populationsslörung des Seeadlers zu nicht vorherseh-

[:aren Veränclerungen in r1er Rar":mnutzung komnten kann, sollte aus Gritrt-

den des A*e nschutzes eine mindestens zweijährige Zulassurtgspause ein-

gelegt werrlen, um die ßestandsettlwicktung abzuwartctl.

lm Weiteren schtießen wir uns de r Stellungnahtre von Siegrun urrd l(arl-

Heinzvan Bernern an ttnd maclten uns die darin vorge hracltten [inwen-
dungen und Beclenken zu [igen.

lvlit freu ndlichen Grüßen

Elke Meier

Kcpie an:

Landkreis Stade

Herrn Schomacker

Am Sande 4

21682 Stade

Landkreis Stade

Naturschutzamt - Frau Harms

Am Sande 2

2i682 Stade

Landkreis Cuxhaven

Naturschutzamt - Herrn Haucle

Vincent-Lübeck-Str. 2

27474 Cuxhaven
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Bauleitplanung der Samtgemeinde Nordkehdingen / Gemeinde Oederquart;

- 4. Anderung des Flächennutzungsplanes,
- Bebauungsplan Nr. 4 ,,Windpark Wetterdeich",

Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Behörden gem. S 4 (2) BaUGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

seitens des Landkreises Stade wird zu o. g. Bauleitplanverfahren wie folgt Stellung genommen.

Reqionalplanunq
Windpark Wetterdeich:
Hinsichtlich der Abgrenzung der Sonderbau- / Sondergebietsfläche werden die in der frühzeitigen
Beteiligung geäußerten Bedenken nicht mehr aufrechterhalten. Das Zielabweichungsverfahren für
die Vergrößerung der Windparkfläche in nördliche Richtung Norden wurde zwischenzeitlich positiv
abgeschlossen.

Durch den Bebauungsplan werden Windenergieanlagen ermöglicht, die bis zu 210 m Gesamthöhe
aufweisen können. Die Festlegung einer maximalen Anlagenhöhe wird begrüßt. Aus dem
Bebauungsplan ergibt sich darüber hinaus auch eine lvlindestanlagenhöhe: es ist vorgesehen,
dass die Windenergieanlagen die l\4aximalhöhe um höchstens 20% unterschreiten dürfen.
Rechnerisch wären somit kleinstmögliche Anlagen mit einer Gesamthöhe von ca. 170 m zulässig.
Mit Az.: 66-61-03040/12 wurde im Gebiet der Gemeinde Balje bereits eine Windenergieanlage mit
einer Gesamthöhe von 186 m als privilegiertes Vorhaben im Außenbereich zugelassen. Die im
unmittelbar angrenzenden Windpark Geversdorf / Oberndorf (Landkreis Cuxhaven) projektierten
Anlagen werden voraussichtlich diese Höhe aufweisen.
lm lnteresse ejnes möglichst einheitlichen Erscheinungsbildes des Windparks (RROP LK Stade.
Kap. 4.2.2 Zifter 01) sollte erwogen werden, die l\,4asthöhe so zu wählen, dass die Anlagenhöhe
von '186 m nicht wesentlich unterschritten wird.

^re€nerie 
öff nun$'€nen: önnunss2€rten nräoe.ved€hr..n

eM3i : inro@landkreß{t3de.de

außerh.rb der ötrnunas:.lten k
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Unterschiedliche Anlagenhöhen sind für die Zeitspanne zwischen dem Repowering des ersten und
des letzten Abschnittes vorübergehend möglich. Für den Endzustand wird erwartet, dass alle
neuen Anlagen annähernd die gleiche Anlagenhöhe haben.

Städtebau
Zum lvlaß der baulichen Nutzung setzt die geplante Satzung unter Zjffer 2.2 eine maximale
Anlagenhöhe von 2'10 m fest. ln der Begründung wird hierzu ausgeführt, dass eine weitgehend
einheitliche Anlagenhöhe angestrebt wird und die festgesetzte l\raximalhöhe um njcht mehr als
20% unterschritten werden soll. Diese Regelung sollte in die Festsetzung det Ziflet 2.2 det
Satzung aufgenommen werden.

Die Satzungsunterlage enthält unter Hinweise, Ziffer 2 zum Artenschutz / Eingriffsregelung die
Formulierung: - sowie durch Ersatzzahlung abschließend geregelt--.
ln diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass Ersatzzahlungen nur bei Vorhaben im

unbeplanten Außenbereich zulässig sind, nicht jedoch im Rahmen von Bebauungsplanverfahren.
ln Bebauungsplänen muss die Kompensation zwingend ausschließlich durch [,4aßnahmen
erfolgen." Dieses ergibt sich aus S 1a (3) BaucB. Danach slnd bei der Aufsteilung der
Bauleitpläne gem. S 1 Abs. 7 BauGB die öffentlichen und privaten Belange gegeneinande. und
untereinander gerecht abzuwägen. ln dieser Abwägung sind gemäß S 1a Abs. 3 Satz 1 BauGB
u. a. auch die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des
Landschaftsbildes zu berücksichtigen.
Die Gemeinde ist danach verpflichtet, bei planerischen Eingriffen in Natur und Landschaft ein
gesetzlich vorgeprägtes Entscheidungsprogramm abzuarbeiten und über ein
Folgenbewältigungsprogramm abwägend zu entscheiden.

Gemäß S 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sind auf Vorhaben in cebieten mit Bebauungsplänen nach S
30 des Baugesetzbuches, während der Planaufstellung nach S 33 des Baugesetzbuches und im
lnnenbereich nach S 34 des Baugesetzbuches die SS '14 bis 17 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) nicht anzuwenden. S '15 BNatSchG ist daher nicht anwendbar. Damit ist auch die
denkbare Rechtsgrundlage einer Ersatzgeldfestsetzung (S15 Abs. 6 BNatSchc) nicht anwendbar.

Die Arbeitshilfe des Niedersächsischen Landkreistages (NLT) "Naturschutz und Windenergie"
(Stand Oktober 2014) stellt auf Seite 32 unter der Überschrift ,,Kompensation der Eingriffsfolgen für
das Landschaftsbild in der Bebauungsplanung" Iesl, dass nach herrschender Auffassung die
Bewältigung der Eingriffsfolgen in einem durch Bebauungsplan festgesetzten Sondergebiet für
Windenergie kein Ersatzgeld erhoben werden kann und insofern eine ersatzgeldanaloge
Vorgehensweise empfohlen wird.
Bereits in der NLT Arbeitshilfe ,Hinweise zur Festlegung und Verwendung der Ersatzzahlung"
(Stand Januar 201'1) wurde auf Seite 3, letzter Absatz festgestellt, dass sowohl die Bestimmungen
über die Ersatzzahlung als auch die Bestimmungen des S 7 Abs. 3 Niedersächsisches
Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatschc) njcht für die Eingriffsregelung
in der Bauleitplanung gelten, weil hier allein die Bestimmungen des Baugesetzbuches angewendet
werdenkönnen.DerHinweisdesNLT-Papiers,dassSTAbs.3NAGBNatSchcmitSl35a
BaUGB (Kostenerstattung) eine gewisse Parallelität besitzt, da diese Norm es den Gemeinden
ermöglicht, die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen an Stelle und auf Kosten des Verursachers
durchzuführen, kann i. S. einer Empfehlung zur "ersatzgeldanalogen Vorgehensweise" verstanden
werden.

Festzuhalten ist, dass auf Ebene der Bebauungsplanung, der Ausgleich des Eingriffs in das
Landschaftsbild nicht durch Ersatzgeldzahlung vorgenommen werden darf. Vom Grundsatz
bestehen keine Bedenken gegen die Nutzung, der durch das BauGB zur Verfügung stehenden
Instrumentarien (S 11 BauGB, S 135 a BaUGB). Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen ist die
Bewältigung des Eingriffs in das Landschaftsbild abwägungserheblich und kann bereits vom
Grundsatz nicht durch Leistung einer ausschließlichen "Ersatzqeldzahlunq" bewältigt werden (S '1

a Abs. 3 BaUGB).



Der Eingriff ist also tatsächlich zü bewältigen. ln diesem
stehende Kostenerstattungen regelt S 135 a BauGB. Die Verwendung

"Ersatzzahlung" ist im Rahmen der Bauleitplanverfahren zu vermeiden.

lmmassionsschutz

zusammenhano
der Begrifflichkeit

Nachstehende Richtwerte sind einzuhalten:
Für die im Einwirkbereich der Anlagen gelegenen Wohnräume wird ein lmmjssionswert für die
astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 Stunden pro Jahr und 30 Minuten pro
Tag festgelegt. Bei der Beurteilung der lmmissionssituation werden weder die SchutzwÜrdigkeit
der betrotfenen Wohnräume noch die statistischen Daten bezgl. Bewölkung, Regen und
Windrichtung berücksichtigt. Es ist von der theoretisch maximal möglichen jährlichen

Sonnenscheindauer auszugehen, wobei Sonnenstände unter 3' Höhenwinkel nicht berücksichtigt
werden.
Sollte der Wert überschritten werden, sind die auf die lmmissionsorte einwirkenden
Windenergieanlagen mit einer Abschaltautomatik auszurüsten, die die Anlagen bei Sonnenschein
(direkte Sonnenscheinstrahlung auf die horizontale Fläche > 120 W/m'z) zu den entsprechenden
Uhrzejten abschaltet. Bei Einsatz einer Abschaltautomatik darf die meteorologisch
Beschattungsdauer von I Stunden pro Jahr und 30 Minuten pro Tag nicht überschritten werden.

Beim Betrieb der Anlagen sind die dem jeweiligen Stand der Technik entsprechenden
Lärmschutzmaßnahmen anzuwenden, damit die Lärmimmissionen so gering wie möglich gehalten
werden. Für die im Einwirkungsbereich der Anlagen befindlichen Wohnhäuser im Außenbereich /
Misch- bzw. Dorf werden folgende lmmissionswerte festgeselzt:

tagsüben (6:00 Uhr bis 22r00 Uhr): 60 dB(A)
nachtsi (22:00 Uhr bis 6100 Uhr):45 dB(A)

Für die im Einwirkungsbereich der Anlagen befindlichen Wohnhäuser im WA - Gebiel werden
folgende lmmissionsrichtwerte festgesetzt:

tagsüber: (6:00 Uhr bis 22:00 Uhr): 55 dB(A)
nachts: (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr):40 dB(A)

Auf die Berücksichtigung der vorhandenen Windkraftanlagen wird hingewaesen (ggf. Kumulalion
gem.s3b ll uvPG).

Störenden Lichtblitzen (Discoeffekt) ist durch Verwendung mittelreflektierender Farben und matter
clanzgrade gemäß DIN 67530 / ISO 2813-1978 für Turm, Kanzel und Rotorblätter vorzubeugen.
Empfohlen wird die Farbe RAL 840 HR.

Archäolooie
Die Belange der archäologischen Denkmalpflege sind ausreichend berücksichtigt worden.

Denkmalschutz
Es befinden sich keine zu berücksichtigenden Baudenkmale im Wirkungsbereich des
Bebauungsplanes Windpark Wetterdeich.

Umweltamt. Abt. Straßen
'1. Für die Nutzung einer Kreisstraße mit Fahrzeugen, deren Gewicht das auf der jeweiligen

Straße zulässige Gewicht überschreitet, ist eine Sondererlaubnis zu beantragen. Eine
derartige Nutzung der Kreisstraßen ist grundsätzlich zu vermeiden.

2. Bei vorgesehener Nutzung einer Kreisstraße nach 'l . ist die Fahrstrecke ein halbes Jahr vor
der Nutzung mit der Abteilung Kreisstraßen abzustimmen, um z.B. gegebenenfalls
Alternativrouten aufzeigen oder betroffene lngenieurbauwerke prüfen zu können.

3. Bei Nutzung einer Kreisstraße nach 1. lst der Antragsteller für sämtliche dadurch an der
Kreisstraße entstandenen Schäden schadensersatzpflichtig. Die Beseitigung der Schäden
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wird durch die Abteilung Kreisstraßen veranlasst. Sollte diese nicht in absehbarer Zeit nach
der Schadenentstehung folgen, hat der Antragsteller die voraussichtlichen Kosten für die
Schadenbehebung auf Basis einer Kostenrechnung zu erstatten.

a. Es ist daher auf Kosten des Antragstellers in Absprache mit der Abteilung Kreisstraßen
vor und nach Nutzung der Kreisstraße eine Beweissicherung des Zustands der Straße
durchzuführen und der Abteilung Straßen zu übergeben.

b. Es ist außerdem bei wiederholter Nutzung mit der Abteilung Kreisstraßen die Zahlung
einer Entschädigung für Unterhaltungsmehraufwand zu vereinbaren, der unabhängig
von dem Nachweis sichtbarer Schäden fällig wird. Die Entschädigung begründet sich u.
a. in der vorzeitigen Abnutzung / Alterung der Straße durch den Sondertransport.

c. Als Sicherheit ist zusätzlich eine Bürgschaft über '100.000 € für die Beseitigung aller
entstandener Schäden bei der Abteilung Kreisstraßen zu hinterlegen.

Umweltamt. Abt. Wasserwirtschaft
Es wird darauf hingewiesen, dass wenn Grundwasserhaltungen für die Erstellung der Gründung
notwendig werden, diese gesondert zu beantragen sind.
Für die geplanten Vorhaben sind nachstehende Bedingungen einzuhalten:

1. Die Zufahrtswege zu den Bauvorhaben entlang der Entwässerungsgräben (insbesondere
des Neuennseer Schleusenfleths und der Krummendeicher Wettern) dürfen durch den
Baustellenverkehr nicht beschädigt werden.

2. Böschungsrutschungen sind zu vermeiden.
3. Der Abfluss der Gräben muss jederzeit sichergestellt sein.
4. Die Windenergieanlagen sind so aufzustellen, dass die Unterhaltung der Gräben nicht

beeinträchtigt wird. Es ist ein Mindestabstand von 5 m zu Entwässerungsgäben
einzuhalten.

5. Für die Kreuzungen von Gräben u. a. mit Kabeln und für verrohrte Dammstellen sind
Anträge nach wasserecht zu slellen.

Umweltamt. AbL Abfallwirtschaft
Die bei der Realisierung des Vorhabens anfallenden Abfälle sind dem Landkreis Stade als
öffentlich-rechtlicher Entsorger an den örtlichen Abfallannahmestellen zu überlassen.

Naturschutz
Folgende Unterlagen bezüglich der Betroffenheit des Artenschutzes sind bislang nicht Bestandteil
der TOB-Unterlagen bzw. liegen noch nicht abschließend vor:

'1. Die Raumnutzungsanalyse für den Weißstorch am Standort l\,4oorstrich wurde der Unteren
Naturschutzbehörde (UNB) am 03.06.2016 nachträglich vorgelegt. Auf Basis der im Rahmen
der Kartierung gewonnenen Daten zur Raumnutzung des Weißstorches lässt sich tejlg
signifikante Erhöhung des kollisionsbedingten Tötungsrisikos für die Errichtung der
Windenergieanlagen im Windpark Wetterdeich ableiten. Weitergehende Untersuchungen sind
seitens der UNB des LK Stade nicht erforderlich.

Die Raumnutzungsanalyse des Seeadlers läuft. Am 03.06.2016 wurde der UNB des LK Stade
ein Zwischenstand der Raumnutzungsanalyse (zeitraum: Februar 2015 bis N,4ärz 2016)
vorgelegt. Da der Seeadler im Jahre 20'16 auf seinem Wechselhorst im Brutwald Hörne akluell
Junge aufzieht, laufen die Untersuchungen zur Raumnutzung aktuell noch weiter. lm Zuge der
erforderlichen, erneuten öffentlichen Auslegung ist der Abschlussbericht der Untersuchung
beizufügen. Die bislang vorliegenden Daten zur Raumnutzung des Seeadlers lassen !qi!g
signifikante Erhöhung des kollisionsbedingten Tötungsrisikos im Bereich des neu geplanten
Windparks Wetterdeich erkennen.

Für ein zusätzliches aktuelles Weißstorchvorkommen in Wetterdeich 6 wird seitens des
Landkreises Stade eine Betroffenheit dieses Brutstandortes durch das Vorhaben nicht gesehen

2

3.
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Eine separate Raumnutzungsanalyse wird seitens des Landkreises Stade daher nicht
nachgefordert.

Hinweise zum Artenschutzfachbeitrag:
4. Die Schaffung von Extensivgrünland M3 für den Weißstorch stellt keine CEF/FCS-Maßnahme

dar, allenfalls eine konfliktvermeidende Maßnahme.
Für den lvläusebussard sollten anhand des Prüfschemas des LK Stade nochmal die
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach SS 44 sowie der Ausnahmevoraussetzungen
nach S 45 BNatSchG geprüft werden. Ggf. ist hier im Genehmigungsverfahren ein
Ausnahmeantrag zu stellen. Die Entwicklung von Extensivgrünland, die Offnung von Gräben
etc. wären dann als FCS-Maßnahmen zu sehen.
Für Feldlerche, Kiebitz und Wachtel sind,zur Stärkung der lokalen Population die lvlaßnahmen
M1, NI2 und M4 vorgesehen. Es handelt sich hierbei aber nicht um Fcs-l\raßnahmen, da es
sich hier nicht um Ausnahmeprüfungen nach S 45 BNatSchG handelt, ggf. um CEF-
Maßnahmen zur Verbesserung der ökologischen Funktion bei möglichen Verstößen gegen S
44 Abs. 1 Ziffer 3 BNatSchG.

Hinweis: Zur besseren Nachvollziehbarkeit sind die geplanten WEA-Standorte mit Radien 100
m - 500 m in die Kartierkarten der Brut- und Rastvögel zu ergänzen!

5.

6.

Fledermäuse:
lm Gespräch am '19.05.2016 bei der UNB verständigten sich alle Beteiligten darauf, dass unter
Berücksichtigung der vorliegenden Fledermauserfassung Abschaltzeiten im Zusammenhang mit
einem 2-jährigen Gondelmonitoring zur Anpassung dieser Zeiten (gemäß Artenschutlachbeitrag
S. 120) im Genehmigungsverfahren festzusetzen sind.

Kompensation:
7. Die bislang vorgelegten Kompensationsmaßnahmen, insbesondere die ersatzgeldanaloge

Zahlung zum Ausgleich des Eingriffs in das Landschaftsbild in einen zweckgebundenen Pool
der Gemeinde, sind nicht hinrejchend bestimmt. Hier fehlt es an Angaben bezüglich Art und
Lage der Kompensationsmaßnahmen. Hierfür ist zwingend eine Konkretisierung der geplanten
lvlaßnahmen erforderlich.

8. Zu klären ist ebenfalls noch, ob ein solcher Pool als ,,ersatzgeldanaloge lvlaßnahme" eine
Lösung für die Kompensation des Landschaftsbildes darstellen kann oder nicht.

L Das mit der Unteren Naturschutzbehörde des LK Stade abgestimmte Ausgleichskonzept
(Maßnahmenblätter) soll dann Bestandteil des Durchführungsvertrages werden.

10. Die außerhalb des B-Plan-Geltungsbereiches gelegenen Kompensationsflächen sind dauerhaft
über die Eintragung einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit zu sichern.

Für Rückfragen steht meine Naturschutzbehörde (Frau Sawatzki, fe1..04141112940) zu(
Verfügung.
Um eine Durchschrift des Abwägungsergebnisses wird gebeten.

l\rit freundlichen Grüßen

lm Auftrag

Giesler
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Bauleitplanung der SG Nordkehdingen 
Hier: Bebauungsplan Nr. 4 „Windpark Wetterdeich“ Oederquart; 4. FNP – Änderung SG Nordkehdin-
gen 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Beteiligung am o.g. Verfahren. Der Landkreis Cuxhaven nimmt hierzu wie folgt 
Stellung: 
 
Gegenstand der Prüfung waren die Unterlagen, welche mit Schreiben vom 27.04.2016 digital zur 
Verfügung gestellt wurden:  

- Planzeichnung sowie Begründung mit Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan, Rast- und Brutvogelerfassung, Fledermauserfassung, Artenschutzrechtlicher Fachbei-
trag, FFH-Verträglichkeitsstudie, Landschaftspflegerischer Fachbeitrag. 

- Unterlagen zur 4. FNP - Änderung (Vorlage zum Beteiligungsverfahren nach § 4 (2) BauGB  

 
Die vorliegenden Unterlagen weisen bezüglich der Schutzgüter Avifauna und Landschaftsbild aus 
naturschutzfachlicher/ -rechtlicher Sicht tlw. erhebliche Defizite auf, die im Folgenden ausgeführt 
werden. 
 
Brutvögel:  

 Nach aktuellen Informationen befindet sich ein zusätzliches Weißstorchvorkommen in Wet-
terdeich 6 (Abstand ca. 1500m) und damit innerhalb eines Puffers von 2.000 m [Radius 2 
entsprechend Artenschutzleitfaden]. Zu diesem Zeitpunkt deutete nach Auskunft des Weiß-
storchbeauftragten des Landkreises Cuxhaven alles auf eine erfolgreiche Brut hin. Eine even-
tuelle Betroffenheit dieses Brutstandortes durch das Vorhaben ist ggf. durch eine Raumnut-
zungsanalyse gutachterlich zu untersuchen und artenschutzrechtlich zu prüfen. 

 Auf Flächen direkt an der Kreisgrenze ist eine Rohrweihenbrut mehrjährig belegt. Es handelt 
sich um Brutnachweise/ Brutverdacht der Rohrweihe im Bereich der Kompensationsfläche 
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am Moorstrichweg (Feststellungen 2010 und 20131, letztere Feststellung wurde im Rahmen 
der artenschutzrechtlichen Prüfung nicht berücksichtigt). 
Die Art Rohrweihe nutzt Brutareale grundsätzlich über längere Zeiträume hinweg. Vom Land-
kreis Stade wird daher weiterhin von einer Lebensstätte für die Art an diesem Standort aus-
gegangen. Zur Klärung der artenschutzrechtlichen Betroffenheiten ist m.E. in der aktuellen 
Brutsaison zunächst eine Überprüfung auf Brutvorkommen am genannten Standort bzw. im 
näheren Umfeld angezeigt, um ggf. die aus fachlicher Sicht erforderliche Raumnutzungskar-
tierung durchführen und artenschutzrechtlich angemessen prüfen zu können. Gegebenenfalls 
sind Modifizierungen der Planung bzw. temporäre Abschaltungen von WEA erforderlich, um 
ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko auszuschließen.  
 
Seeadler: in Bezug auf den Standort Neuhaus/Hörne wurde im Jahr 2016 eine Brut nach 
Neuverpaarung infolge des Abschusses des Männchens festgestellt. Diese wurde im Rah-
men des Verfahrens zum WP Wetterdeich bisher offensichtlich nicht berücksichtigt. Gegebe-
nenfalls ist dieses Vorkommen planungsrelevant, die Abstände zum B-Plangebiet liegen an 
der Schwelle von Radius 2 zu Radius 1 entsprechend Artenschutzleitfaden Niedersachsen. 
Bei den bisherigen Raumnutzungsuntersuchungen (alle ohne Brut/ Aufzuchterfolg) wurden 
Seeadler nur mit Bezug zum Standort Neuhaus beobachtet. Die Zuständigkeit für dieses Brut-
vorkommen liegt bei der Naturschutzbehörde des LK Stade. 
 

Rastvögel 
Im Bereich der Landkreisgrenze Cuxhaven/Stade wurden Kiebitzvorkommen mit lokaler Be-
deutung als Rastvogellebensraum festgestellt, die laut artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
zum B-Plan WP Wetterdeich artbezogene Meidungsabstände von 400 m (Reichenbach et al. 
2011) einhalten. Entsprechend ist der Bedarf einer CEF/FCS Maßnahme rechnerisch aus der 
durch Kiebitze zu WKA gemiedenen Distanz von rund 400 m bzw. zu Dichtezentren von 
500 m (lt. Abstandsempfehlungen der Länderarbeitsgemeinschaften der Vogelschutzwarte 
Stand April 2015) statt 200 m herzuleiten. Geeignete Ersatzflächen für diese avifaunistische 
Funktion müssen aus fachl. Sicht artspezifische Mindestdistanzen zu Gehölzen Gebäuden 
und Straßen berücksichtigen. Kompensationsfläche M3 erscheint in dieser Hinsicht allenfalls 
teilweise geeignet. 
 
Nach hier vorliegenden Informationen weist der Gastvogellebensraum eventuell eine höhere 
Bedeutung für die Art Weißwangengans auf, möglicherweise eine nationale oder gar interna-
tionale Bedeutung. Entsprechende Feststellungen aus dem Winterhalbjahr 2015/2016, die 
Teilbereiche der Windparkflächen Wetterdeich betreffen, wurden der UNB LK Stade bereits 
mitgeteilt. Die artenschutzrechtlichen Betroffenheiten sind entsprechend planungsbezogen 
zu prüfen.  
 

Zugvögel 
Es sind die möglichen Auswirkungen auf Zugvögel darzustellen, für die die Ostemündung 
einen Konzentrationsbereich im Kreuzungsbereich der Hauptzugwege entlang der Elbe sowie 
der Oste darstellt2. Bei der Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens sind auch die ku-
mulierenden Wirkungen aller Windparkvorhaben sowie weiterer Vorhaben mit erheblichen 
Betroffenheiten der Gast- bzw. Brutvogelpopulationen im Unterelbe-Ostebereich zu berück-
sichtigen. Im vorliegenden Gutachten zur Gastvogelerfassung sowie entsprechend den da-
rauf aufbauenden Fachgutachten wurden überfliegende Zugvögel scheinbar nicht erfasst 
bzw. berücksichtigt. Insbesondere bei bis zu 210 m hohen Anlagen können artenschutzrecht-
liche Betroffenheiten an diesem Standort jedoch nicht generell ausgeschlossen werden. 

                                                
1 Regionalplan&UVP: Ergänzendes avifaunistisches Gutachten zum WP Geversdorf/Oberndorf, Erfassungs-
zeitraum 4.4. – 23.5.2013, unveröffentlichtes Gutachten. 
2 BIOS 2009: Zusammenstellung und Auswertung vorhandener Daten zum regionalen Vogelzug sowie zu 
tages- bzw. tideperiodischen Interaktionen von Brut- und Rastvögeln im Elbe-Weser-Dreieck, Landkreis 
Cuxhaven, unveröffentlichtes Gutachten im Auftrag des Bundesverbands WindEnergie e.V. 
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Fledermäuse 

Bezüglich der Abschaltauflagen für Fledermäuse weise ich auch in Bezugnahme auf den Ar-
tenschutzleitfaden Niedersachsen darauf hin, dass die aufgeführten Windgeschwindigkeiten 
6m/sek m.E. nicht ausreichen, um ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko bezüglich der Fle-
dermausarten Großer Abendsegler und Rauhautfledermaus abwenden zu können (insbeson-
dere auch unter Beachtung der herrschenden Witterungsbedingungen im nördlichen Elbe-
Weser-Dreieck). Eine Berücksichtigung des Parameters Niederschlag ist nach vorliegenden 
Informationen mangels geeigneter Grenzwerte nicht umsetzbar. Sofern diesbezüglich dem 
Landkreis Stade anderslautende konkrete Informationen vorliegen, bitte ich um Übermittlung 
an den LK Cuxhaven. 
 

Landschaftsbild 
Wird über die Bewältigung der Eingriffsfolgen der in einem Bebauungsplan festgesetzten 
Sondergebiete für Windenergie nach den Vorschriften des Baugesetzbuches entschieden, 
kann nach herrschender Auffassung kein Ersatzgeld erhoben werden, es empfiehlt sich aber 
eine ersatzgeldanaloge Vorgehensweise (NLT 2014).  
 
Die vorliegende Planung hätte bei Anlagenhöhen von bis zu 210 m erhebliche und nachhal-
tige Beeinträchtigungen des Schutzgutes Landschaftsbild zur Folge, zumal wenn Höhen, 
Schaltzeiten und Blinkfolgen nicht mit Windparken im LK Cuxhaven abgestimmt sind. Auf-
grund der großflächigen Betroffenheit des Landkreises Cuxhaven ist die Ermittlung des Kom-
pensationsbedarfs anteilig nach Landkreisen zu differenzieren. 
 
Auszugehen ist dabei von der im B-Plan festgesetzten maximalen Gesamthöhe von 210 m, 
nicht einer davon abweichenden evtl. geplanten Anlagenhöhe. 
 
Der bestehende Windpark Wetterdeich wurde als Vorbelastung eingestellt und wirkt sich in 
der Berechnung entsprechend vermindernd auf den Kompensationsbedarf der Beeinträchti-
gungen für das Landschaftsbild aus. Die Berücksichtigung der dafür bereits erbrachten Kom-
pensation als zusätzlicher Abzug vom Kompensationsbedarf für das Landschaftsbild ist aus 
fachlicher Sicht unzulässig. 
 
Der Windpark Geversdorf/Oberndorf wurde vom Antragsteller als Vorbelastung eingestellt, 
und daher für die geplanten Anlagen auf Stader Seite von einem Abschlag von 1% im Rah-
men der Ersatzgeldermittlung ausgegangen. Dies ist aus Sicht des LK Cuxhaven nicht sach-
gerecht, da bisher keine Genehmigung für das Vorhaben WP G/O erteilt wurde. Die BIm-
SchG- Anträge betreffend den WP Geversdorf/Oberndorf wurden vom LK Cuxhaven bisher 
aufgrund unzureichender naturschutzfachlicher Grundlagenerfassungen abgelehnt und sind 
daher nicht als bestehende WEA anzusehen.  
Der Abzug von 0,5% vom Richtwert begründet durch eine angebliche „durchschnittlichen 
Sichtverschattung von >20 – 30 %“ ist in der relativ offenen Marschlandschaft so nicht nach-
vollziehbar und insofern nicht gerechtfertigt. 
 
Eine Kompensation der Betroffenheiten von Flächen und Funktionen innerhalb des LK 
Cuxhaven hinsichtlich der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes mittels der Kompensati-
onsfläche M3, wie im LBP dargestellt, ist daher (quantitativ und qualitativ) nicht ausreichend. 
Es ist eine sachgerechte Kompensation herzuleiten. 
 
Für die Kompensationsmaßnahme M3 ist eine „Landschaftspflegerische Ausführungspla-
nung“ (LAP) vor Baubeginn der baulichen Windpark-Maßnahmen abschließend aufzustellen 
und mit der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Cuxhaven einvernehmlich abzu-
stimmen. Dies ist im Rahmen des B-Plans festzusetzen. Die Aufwertungen erfordern voraus-
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sichtlich u.a. eine kräuterreiche Ansaat, Einstaumaßnahmen der Grüppen sowie weiterge-
hende Bewirtschaftungsauflagen. Wir halten eine rechtliche Absicherung für Kompensations-
maßnahmen innerhalb des LK Cuxhaven (z.B. über eine Baulast) für erforderlich. 

Eine abschließende Stellungnahme ist erst nach Vorlage entsprechend überarbeiteter Planungsun-
terlagen möglich. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

 
Mechnig 


